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Soweit sich Rechte und Pfl ichten aus dem 
Eintrage deutlich ergeben…
Überlegungen zu Art. 738 Abs. 1 ZGB
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I. Einführung
1. Nach Art. 971 Abs. 1 ZGB besteht ein dingliches Recht als solches grundsätzlich nur, 
soweit es aus dem Grundbuch ersichtlich ist. Art. 972 Abs. 1 ZGB hält fest, dass die ding-
lichen Rechte durch die Eintragung in das Hauptbuch entstehen. Gemäss Art. 971 Abs. 2 
ZGB kann ihr Inhalt im Rahmen des Eintrags durch die Belege oder auf andere Weise 
nachgewiesen werden. Dem Hauptbucheintrag kommt gemäss dieser Konzeption also 
nicht dieselbe Wirkung zu wie den anderen Bestandteilen des Grundbuchs (insbesondere 

 *  Prof. Dr. iur., Fürsprecherin, Ordinaria für Privatrecht an der Universität Freiburg. Ich danke mei-
nen Unterassistentinnen Cindy Kamm, BLaw, Meret Camp, BLaw, und Miriam Binggeli, BLaw, 
für die Unterstützung bei der Erstellung dieses Beitrags.
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den Belegen; vgl. Art. 942 Abs. 2 ZGB): Bei einem Widerspruch zwischen dem Haupt-
bucheintrag und den Belegen geht Ersterer vor.1

2. Entspricht der Eintrag nicht der Grundbuchanmeldung und hat diese Diskrepanz 
Auswirkungen auf das dingliche Recht, kann die dadurch in ihren dinglichen Rechten 
beeinträchtigte Person Grundbuchberichtigungsklage nach Art.  975 Abs.  1 ZGB erhe-
ben.2 Vorbehalten bleiben nach Abs. 2 der Norm die von gutgläubigen Dritten durch Ein-
tragung erworbenen Rechte. Angesprochen ist hier Art. 973 Abs. 1 ZGB, wonach in sei-
nem Erwerb zu schützen ist, wer sich in gutem Glauben auf einen Eintrag im Grundbuch 
verlassen und daraufh in Eigentum oder andere dingliche Rechte an einem Grundstück 
erworben hat. Der gute Glaube kommt immerhin nur dann ins Spiel, wenn ein Rechts-
mangel besteht oder – anders ausgedrückt – ein Tatbestandselement fehlt, welches das 
Gesetz für eine bestimmte Rechtsfolge voraussetzt.3

3. Für die Auslegung von Dienstbarkeiten kennt das Gesetz mit Art. 738 ZGB eine Lex 
specialis zu Art. 971 Abs. 2 ZGB.4 Die Norm ist systematisch bei den Regeln über die 
Grunddienstbarkeiten eingeordnet, sie fi ndet aber auch auf die Personaldienstbarkeiten 
Anwendung.5 In erster Linie dient sie der Ermittlung von Inhalt und Umfang der Dienst-
barkeit; darüber hinaus kommt sie nach bundesgerichtlicher Rechtsprechung auch für 
die Feststellung des Zwecks einer Servitut zum Zug.6

4. Art. 738 ZGB sieht für die Auslegung folgende Stufenordnung vor:

– Ergeben sich die Rechte und Pfl ichten deutlich aus dem Eintrag, so ist dieser für den 
Inhalt der Dienstbarkeit massgebend (Abs. 1).

– Ist das nicht der Fall, kann sich der Inhalt der Dienstbarkeit – im Rahmen des Ein-
trags – aus dem Erwerbsgrund ergeben (Abs. 2).

– Hilft  auch dieser nicht weiter, lässt sich der Inhalt allenfalls durch die Art bestimmen, 
wie die Dienstbarkeit während längerer Zeit unangefochten und in gutem Glauben 
ausgeübt worden ist – auch dies gilt nur im Rahmen des Eintrags (Abs. 2).

Ergänzt wird Art. 738 ZGB durch Art. 740 ZGB, wonach sich der Inhalt bestimmter 
Dienstbarkeiten – wiederum nur im Rahmen des Eintrags – durch das kantonale Recht 

1  Hans Leemann, Berner Kommentar, Art. 730–918 ZGB, Bern 1925, N 18 zu Art. 942 ZGB, N 18 f. 
zu Art. 971 ZGB und N 3 zu Art. 973 ZGB.

2  Vgl. etwa Jürg Schmid/Ruth Arnet, in: Th omas Geiser/Stephan Wolf (Hrsg.), Basler Kommentar, 
Zivilgesetzbuch II, 7. Aufl ., Bern 2023, N 4 zu Art. 975 ZGB.

3  Bettina Hürlimann-Kaup/Jörg Schmid, Einleitungsartikel des ZGB und Personenrecht, 
4. Aufl ., Zürich/Genf 2024, Rz. 323 f.

4  Vgl. etwa Urteile des BGer 5A_766/2016 vom 5. April 2017 E. 4.1.2; 5A_858/2010 vom 4. März 2011 
E. 4.2.

5  Vgl. etwa Jörg Schmid/Bettina Hürlimann-Kaup, Sachenrecht, 6.  Aufl ., Zürich/Genf 2022, 
Rz. 1218 mit Hinweisen. 

6  BGE 138 III 650 E. 5.3; 130 III 554 E. 3.
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und den Ortsgebrauch bestimmt, sofern das Vorgehen nach Art. 738 ZGB zu keinem 
Ergebnis geführt hat.7

5. Nach dem Gesagten ist der Grundbucheintrag bei der Auslegung von Dienstbarkei-
ten von wesentlicher, wenn nicht gar ausschlaggebender Bedeutung. Er kann den Streit 
nämlich im konkreten Fall bereits beenden. Ausserdem gibt er den Rahmen vor, inner-
halb dessen die in Art. 738 Abs. 2 und Art. 740 ZGB genannten weiteren Erkenntnismit-
tel Inhalt, Umfang oder Zweck der Dienstbarkeit bestimmen können. Liegt im konkreten 
Fall ein Rechtsmangel (zum Beispiel eine Diskrepanz zwischen Eintrag und Dienstbar-
keitsvertrag) vor, konkretisiert Art. 738 ZGB die in Art. 973 Abs. 1 ZGB enthaltene Regel 
über den Schutz des gutgläubigen Erwerbers eines dinglichen Rechts: Ist der Grundbuch-
eintrag deutlich, darf sich der gutgläubige Erwerber eines Grundstücks darauf verlas-
sen und muss nicht nach Belegen oder anderen Auslegungsmitteln suchen; vom Eintrag 
abweichende Dokumente können ihm nicht «entgegengehalten werden, selbst wenn sich 
solche bei den Grundbuchbelegen vorfi nden»8.

6. Was in der Th eorie einfach klingt, erweist sich – wie die Erfahrung zeigt – in der Pra-
xis als schwierig. Streitigkeiten über die Auslegung von Dienstbarkeiten sind dem Bun-
desgericht denn auch nicht fremd. In aller Regel geht es bei solchen Auseinandersetzun-
gen um Grunddienstbarkeiten oder um Personaldienstbarkeiten im Sinn von Art. 781 
ZGB.9 Das erstaunt nicht, werden derartige Servituten doch üblicherweise «für die Ewig-
keit» vereinbart.10 Im Verlauf der Zeit wird es deshalb immer wieder zu Handänderungen 
kommen. Der Umstand, dass die neuen Eigentümer des belasteten bzw. des berechtigten 
Grundstücks am Abschluss des Dienstbarkeitsvertrags nicht beteiligt waren, erhöht das 
Risiko divergierender Auff assungen mit Bezug auf Inhalt, Umfang oder Zweck der betref-
fenden Dienstbarkeit.

7. Der vorliegende Beitrag geht der Frage nach, wann sich «Rechte und Pfl ichten aus 
dem Eintrage deutlich ergeben». Aufgrund der Breite des Th emas müssen sich die fol-
genden Ausführungen notwendigerweise auf einige wenige Überlegungen beschränken. 
Modellfall bildet ein Streit über den Inhalt einer Grunddienstbarkeit, der zwischen Per-

 7  Systematisch gesehen, gehört das in Art. 740 ZGB Geregelte zu Art. 738 ZGB; vgl. Peter Liver, 
Zürcher Kommentar, Art. 730–744 ZGB, 3. Aufl ., Zürich 1980, N 8 zu Art. 740 ZGB.

 8  BGE 86 II 243 E. 4.
 9  Von 55 konsultierten publizierten und unpublizierten Entscheiden des Bundesgerichts betrafen 

lediglich deren vier Personaldienstbarkeiten, wovon drei unter Art. 781 ZGB fi elen.
10  Nutzniessung und Wohnrecht als unübertragbare Personaldienstbarkeit sind hingegen von vorn-

eherein zeitlich beschränkt (vgl. Art. 749 und 776 Abs. 2 ZGB). Für das als übertragbar ausgestal-
tete Baurecht sieht Art. 779l Abs. 1 ZGB eine Höchstdauer vor (vgl. auch Art. 678 Abs. 2 ZGB für 
das dem Baurecht nachempfundene Pfl anzungsrecht). Hingegen kann das Quellenrecht – wie die 
Dienstbarkeit nach Art. 781 ZGB – als selbständige Personaldienstbarkeit zeitlich unbegrenzt errich-
tet werden; Paul-Henri Steinauer, Les droits réels, Tome III, Servitudes personnelles, Charges 
foncières, Droits de gage immobiliers, Droits de gage mobiliers, 5. Aufl ., Bern 2021, Rz. 3894. Quel-
lenrechte scheinen allerdings eher selten Anlass für Auseinandersetzungen zu sein.
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sonen ausgefochten wird, die nicht die ursprünglichen Vertragsparteien (oder deren Uni-
versalsukzessoren) sind.11 Zunächst wird nach der Bedeutung des guten Glaubens im 
Zusammenhang mit Art. 738 ZGB gefragt (II.). Im Anschluss daran wird untersucht, wie 
der Grundbucheintrag auszulegen ist (III.). Den Abschluss des Beitrags bildet ein Fazit 
(IV.).

II. Bedeutung des guten Glaubens
1. Im Zusammenhang mit Art. 738 ZGB ist bisweilen die Rede davon, die Norm fi nde 
Anwendung, wenn beim Streit über den Inhalt der Dienstbarkeit mindestens eine gut-
gläubige Drittperson beteiligt sei.12 Das ist allerdings etwas verkürzt formuliert: Ent-
spricht der im Sinn von Abs. 1 der Norm deutliche Grundbucheintrag der Rechtslage, gilt 
er in jedem Fall, also nicht nur bei Beteiligung einer Drittperson, sondern auch zwischen 
den ursprünglichen Vertragsparteien.13 Gibt er hingegen die Rechtslage nicht korrekt 
wieder, dann (und nur dann!) spielt der gute Glaube des Dritterwerbers im Zusammen-
hang mit Art. 738 Abs. 1 ZGB überhaupt eine Rolle. Es lassen sich im Prozess namentlich 
folgende Situationen unterscheiden:

– Es ist zwischen den Parteien nicht umstritten, dass der Grundbucheintrag hinsichtlich 
der Streitfrage klar ist. Eine Partei beruft  sich jedoch auf das Vorliegen eines Rechts-
mangels, insbesondere weil der Grundbucheintrag nicht mit dem Erwerbsgrund 
übereinstimmt. Denkbar ist zum Beispiel der Fall, dass der Grundbucheintrag «Fuss-
wegrecht» lautet, während der Dienstbarkeitsvertrag ein Fuss- und Fahrwegrecht vor-
sieht, und die Parteien sich darüber streiten, ob (auch) ein Fahrwegrecht besteht. Bei 
dieser Konstellation kommt es darauf an, ob der Eigentümer des belasteten Grund-
stücks zum Zeitpunkt des Erwerbs in dieser Hinsicht gutgläubig war (und sich auch 
auf seinen guten Glauben berufen darf).

– Es ist zwischen den Parteien umstritten, ob der Grundbucheintrag hinsichtlich der 
Streitfrage deutlich ist. So beruft  sich zum Beispiel der Eigentümer des belasteten 
Grundstücks darauf, aus dem Eintrag «Baubeschränkung» ergebe sich nicht klar, ob 
die Dienstbarkeit auch eine Nutzungsbeschränkung umfasse. Für die Gegenpartei 
beschränkt sich das Stichwort hingegen klar darauf, das Bauen auf dem Grundstück 
einzuschränken. Kommt das Gericht nun zum Schluss, der Eintrag sei tatsächlich 
nicht deutlich, stellt sich die Frage nach dem guten Glauben der Gegenpartei in den 
Grundbucheintrag nicht.14

11  Zwischen den Vertragsparteien (oder ihren Universalsukzessoren) wird die Dienstbarkeit nicht 
durch Art. 738 ZGB, sondern durch den Erwerbsgrund inhaltlich gestaltet; vgl. Schmid/Hürli-
mann-Kaup (zit. in Fn. 5), Rz. 1275a mit Hinweisen.

12  So etwa Schmid/Hürlimann-Kaup (zit. in Fn. 5), Rz. 1275d.
13  Vgl. Liver (zit. in Fn. 7), N 20 zu Art. 738 ZGB.
14  Vgl. auch Urteil des BGer 5A_617/2009 vom 26. Januar 2010 E. 3.1–3.3.
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Der gute Glaube spielt nach dem Gesagten nur unter der Voraussetzung eine Rolle, 
dass der Grundbucheintrag eindeutig ist und die Rechtslage nicht korrekt wiedergibt. 
Es muss also zunächst durch Auslegung eruiert werden, ob der Eintrag die Rechte und 
Pfl ichten deutlich wiedergibt (dazu unten III.), bevor überhaupt nach dem guten Glau-
ben zu fragen ist.

2. Kommt es im konkreten Fall auf den guten Glauben an, ist zu beachten, dass die-
ser gemäss Art. 3 Abs. 1 ZGB vermutet wird. Die Gegenpartei hat deshalb Umstände 
zu beweisen, die auf den bösen Glauben hinweisen oder dafür sprechen, dass nicht die 
erforderliche Sorgfalt im Sinn von Art. 3 Abs. 2 ZGB aufgewendet worden ist.15 In diesem 
Zusammenhang muss berücksichtigt werden, dass es keine allgemeine Pfl icht zur Ein-
sichtnahme in die Belege gibt.16 Der Erwerber eines dinglichen Rechts muss sich nach 
bundesgerichtlicher Rechtsprechung nur dann (insbesondere durch Einsichtnahme 
in die Belege) näher erkundigen, «wenn ihm Tatsachen bekannt sind, die bei einem 
durchschnittlichen Mass von Intelligenz und Aufmerksamkeit Zweifel an der Rich-
tigkeit des Grundbucheintrags erwecken»17. Eine Konsultation des Belegs ist grund-
sätzlich immerhin dann erforderlich, wenn der Grundbucheintrag auf ihn verweist.18 
Eine Erkundigungspfl icht kann nach bundesgerichtlicher Rechtsprechung schliesslich 
auch dann bestehen, wenn die örtlichen Gegebenheiten für jedermann ersichtlich den 
Inhalt oder den Umfang der Dienstbarkeit beschränken (sogenannte natürliche Publi-
zität); das setzt allerdings voraus, dass es sich dabei um bauliche Anlagen handelt, die 
für die Ausübung der Dienstbarkeit erforderlich sind.19 Das Bundesgericht hat in die-
sem Zusammenhang festgehalten, «dass nach allgemeiner Lebenserfahrung niemand 
ein wegrechtsberechtigtes Grundstück kaufe, ohne es vorher zu besichtigen, und dass – 
Ausnahmefälle vorbehalten  – kein Dritterwerber in gutem Glauben geltend machen 
könne, er habe die im Grundbucheintrag nicht erwähnten Besonderheiten des Weg-
rechts nicht gekannt, die für ihn bei einer Besichtigung erkennbar gewesen wären»20. 
Besteht zum Beispiel gemäss Grundbucheintrag ein Fahrwegrecht von vier Metern 
Breite, während der Dienstbarkeitsvertrag eine Breite von lediglich drei Metern vor-
sieht und die über das belastete Grundstück führende Strasse ebenfalls nur drei Meter 
breit ist, kann sich der Erwerber des berechtigten Grundstücks nach dieser Rechtspre-

15  Vgl. etwa Hürlimann-Kaup/Schmid (zit. in Fn. 3), Rz. 335 mit Hinweisen.
16  Henri Deschenaux, Das Grundbuch, SPR V/3, II, Basel 1989, S. 792 f.; Alfred Koller/Marc 

Wolfer, Sachenrecht, Entwicklungen 2010, Bern 2011, S. 39 f. Vgl. auch BGE 86 II 243 E. 4 und 
dazu bereits oben I.

17  Urteile des BGer 5A_361/2017 vom 1. März 2018 E. 2.4.6.3; 5C.232/2003 vom 2. März 2004 E. 4.1 
(insoweit nicht in BGE 130 III 306).

18  Liver (zit. in Fn. 7), N 31 zu Art. 738 ZGB.
19  Grundlegend BGE 137 III 153.
20  BGE 137 III 153 E. 4.2.3. Ähnlich BGE 137 III 145 E. 3.3.3; Urteil des BGer 5A_472/2021 vom 

29. März 2022 E. 4.1.
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chung nicht darauf berufen, er habe auf den in dieser Hinsicht klaren Grundbuchein-
trag vertraut.21

Massgebender Zeitpunkt für den guten Glauben ist der Moment des Erwerbs des 
(berechtigten oder belasteten) Grundstücks, also das Datum der Tagebucheinschrei-
bung.22 Das gilt auch im Zusammenhang mit der natürlichen Publizität; die örtlichen 
Gegebenheiten zur Zeit der Errichtung der Dienstbarkeit können hier keine Rolle spie-
len.23

III. Auslegung des Grundbucheintrags

A. Einführende Bemerkungen
1. Gemäss Art. 98 Abs. 1 GBV wird eine Dienstbarkeit auf dem Hauptbuchblatt des 
belasteten und des berechtigten Grundstücks eingetragen. Abs. 2 der Norm legt fest, wel-
che Angaben der Eintrag enthält. Darunter fällt nach lit. c insbesondere die Bezeichnung 
des Inhalts der Dienstbarkeit mit einem Stichwort; dieses wird gestützt auf Abs. 3 vom 
Grundbuchamt festgelegt.24

2. Das Stichwort wird in der Praxis möglichst kurz gefasst.25 Je präziser die Umschrei-
bung der Dienstbarkeit ist, desto weniger Raum bleibt nach dem oben unter I. Gesagten 
für die Auslegung gestützt auf die in Art. 738 Abs. 2 ZGB genannten Kriterien.26 Besteht 
der Grundbucheintrag lediglich aus einem (einzigen) Stichwort, ist er in der Regel zu 

21  Weiteres Beispiel: Urteil des BGer 5A_212/2023 vom 19. Juni 2023 E. 3.2. Vgl. zur natürlichen Pub-
lizität auch Schmid/Hürlimann-Kaup (zit. in Fn. 5), Rz. 1281a f.

22  Urteil des BGer 5C.232/2003 vom 2. März 2004 E. 2.1 und 4.1 (insoweit nicht in BGE 130 III 306).
23  BGE 137 III 145 E. 4.4.
24  Vgl. zum Beispiel die Richtlinien des Kantons Luzern für die Grundbuchämter, Stichwortver-

zeichnis der Dienstbarkeiten, Grundlasten, Vormerkungen und Anmerkungen mit Erläuterun-
gen (Stand: 7.  Oktober 2019), abrufb ar unter <https://grundbuch.lu.ch/grundlagen/dienstbarkei-
ten_vor_anmerkungen/Stichwortverzeichnis>; die Liste der Stichwörter des Kantons Bern unter 
<https://www.gba.dij.be.ch/de/start/grundbuch/rechtliches/stichwoerter.html>; die Liste der Stich-
wörter des Kantons Genf unter <https://www.ge.ch/document/mots-cles-types-servitudes/charges-
foncieres> (alle besucht am 22. April 2024).

25  Vgl. etwa Direktion für Inneres und Justiz des Kantons Bern, Handbuch für den Verkehr mit 
den Grundbuchämtern und die Grundbuchführung (Stand: 21.  August 2023), Ziff .  4.1.2.2. Das 
Handbuch ist abrufb ar unter <https://www.gba.dij.be.ch/de/start/grundbuch/rechtliches/handbu-
chinklweisungen.html> (besucht am 23. April 2024). Es gibt aber durchaus (vor allem ältere) Ein-
träge, die sehr ausführlich sind; vgl. zum Beispiel BGE 117 II 536 E. 4a; Karl Robert Naegeli, 
Die Auslegung der Grunddienstbarkeiten, Diss. Zürich, Aarau 1935, S. 4 f.

26  Liver (zit. in Fn. 7), N 36 zu Art. 738 ZGB; BGE 115 II 434 E. 2b. Nach der Direktion für Inneres 
und Justiz des Kantons Bern, Handbuch (zit. in Fn. 25), Ziff . 4.1.2.2, ist das Stichwort gerade wegen 
seiner Bedeutung für die Auslegung gemäss der in Art. 738 ZGB vorgesehenen Stufenfolge mög-
lichst kurz zu fassen. Kritisch zur Verwendung möglichst knapper Stichwörter hingegen Heinz 
Rey, Berner Kommentar, Art. 730 und 731 ZGB, Bern 1981, N 47 f. zu Art. 731 ZGB.

https://grundbuch.lu.ch/grundlagen/dienstbarkeiten_vor_anmerkungen/Stichwortverzeichnis
https://grundbuch.lu.ch/grundlagen/dienstbarkeiten_vor_anmerkungen/Stichwortverzeichnis
https://www.gba.dij.be.ch/de/start/grundbuch/rechtliches/handbuchinklweisungen.html
https://www.gba.dij.be.ch/de/start/grundbuch/rechtliches/handbuchinklweisungen.html
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rudimentär, um die Rechte oder Pfl ichten daraus deutlich ablesen zu können.27 Massge-
bend für die Beurteilung ist aber immer die sich im konkreten Fall stellende Streitfrage:28 
Das blosse Stichwort «Wegrecht» vermag die Dienstbarkeit nicht hinreichend zu bestim-
men, wenn sich die Auseinandersetzung um den Inhalt oder den Umfang des Wegrechts 
dreht.29 Streiten sich die Parteien hingegen darüber, ob neben dem Wegrecht auch ein 
Quellenrecht besteht, ist der Eintrag klar.30

3. Um feststellen zu können, ob der Eintrag im konkreten Fall eindeutig ist, nimmt das 
Gericht unter dem Blickwinkel der zu beurteilenden Streitfrage eine Auslegung des Ein-
trags vor. Wie es dabei vorzugehen hat, soll im Folgenden untersucht werden. Voraus-
zuschicken ist, dass die Auslegung des Grundbucheintrags – wie jede andere Auslegung 
auch – gestützt auf den in Art. 3 Abs. 1 ZGB geregelten Grundsatz von Treu und Glauben 
zu erfolgen hat.31 Entscheidend ist damit, wie eine vernünft ige und korrekte Drittperson 
im Zeitpunkt des Erwerbs unter den für sie erkennbaren Umständen den Eintrag verste-
hen musste. Gemeint ist nicht der (konkrete) Erwerber eines der Grundstücke, sondern 
ein (abstrakter) Dritter; das folgt aus dem Prinzip des öff entlichen Glaubens des Grund-
buchs (Art. 973 Abs. 1 ZGB).32

B. Auslegungselemente
Das Stichwort muss gemäss Bundesgericht «aus sich selbst» heraus ausgelegt werden.33 
Lehre und Rechtsprechung ziehen dafür den Wortlaut (1.), die Systematik (2.) und den 

27  BGE 128 III 169 E. 3a mit Hinweisen.
28  Urteil des BGer 5A_93/2023 vom 20. September 2023 E. 5.1.
29  BGE 137 III 253 E. 4.2.1; Urteile des BGer 5A_289/2023 vom 1. Februar 2024 E. 3.3.1; 5A_346/2021 

vom 29. November 2021 E. 2.6.2.
30  Vgl. aber BGE 128 III 169, in dem das Bundesgericht bei einer mit dem Stichwort «Grenzbaurecht» 

im Grundbuch eingetragenen Dienstbarkeit ein im Dienstbarkeitsvertrag vorgesehenes Wirtever-
bot «als funktionelle Beschränkung der Grenzdienstbarkeit» angesehen hat; zu Recht kritisch Jürg 
Schmid, Dienstbarkeitsrecht im Wandel, ZBGR 84/2003 S. 269 ff ., 281; Vgl. ausserdem Urteil des 
BGer 5A_617/2009 vom 26. Januar 2010 E. 3.1, wonach das Stichwort «Baubeschränkung» nicht deut-
lich ist mit Bezug auf die Frage, ob die Dienstbarkeit auch eine Nutzungsbeschränkung umfasst. Das 
Stichwortverzeichnis des Kantons Luzern (zit. in Fn. 24), S. 32, sieht für den Fall, dass beide Arten von 
Beschränkungen vereinbart wurden, die Kombination «Bau- und Nutzungsbeschränkung lt. Plan» vor.

31  Vgl. etwa Beat Eschmann, Auslegung und Ergänzung von Dienstbarkeiten, Diss. Zürich, Zürich 
2005, S. 68; allgemein Hürlimann-Kaup/Schmid (zit. in Fn. 3), Rz. 124 (für die Auslegung von 
Gesetzen) und Rz. 264 (für die Auslegung privatrechtlicher Rechtsverhältnisse).

32  Dasselbe gilt für die Auslegung des Dienstbarkeitsvertrags gestützt auf Art. 738 Abs. 2 ZGB; Bet-
tina Hürlimann-Kaup, Die Ermittlung des Zwecks einer Grunddienstbarkeit, SJZ 102/2006 
S. 6 ff ., 8; Eschmann (zitiert in Fn. 31), S. 95. Ergibt sich aus der objektiven Auslegung des Ver-
trags ein anderer Inhalt, als die ursprünglichen Parteien tatsächlich vereinbart haben, ist dieser für 
den gutgläubigen Erwerber massgebend.

33  BGE 86 II 243 E. 5; Urteile des BGer 5A_93/2023 vom 20. September 2023 E. 4.1.2; 5A_449/2014 
vom 2. Oktober 2014 E. 4.3. Vgl. auch Liver (zit. in Fn. 7), N 37 zu Art. 738 ZGB.
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Zweck der Dienstbarkeit (3.) heran. Nach der hier vertretenen Ansicht muss darüber hin-
aus berücksichtigt werden, was im Folgenden in Anlehnung an die Terminologie bei der 
Globalübernahme von AGB als «Ungewöhnlichkeitsregel» bezeichnet werden soll (4.). 
Abschliessend ist zu untersuchen, inwieweit die natürliche Publizität für die Auslegung 
des Grundbucheintrags eine Rolle spielen kann (5.).

1. Wortlaut
1. Ausgangspunkt der Auslegung muss immer der Wortlaut sein. Massgebend ist 
grundsätzlich der allgemeine Sprachgebrauch.34 Besteht ein besonderer Sprachgebrauch 
(namentlich in der notariellen Praxis eines Kantons), ist dieser zu berücksichtigen.35 
Juristische Fachbegriff e sind als solche zu verstehen.36

2. Nach bundesgerichtlicher Rechtsprechung kommt es auf den «heutigen» Sprachge-
brauch an.37 Die Formulierung scheint darauf hinzuweisen, dass der Sprachgebrauch zur 
Zeit der Auslegung des Eintrags durch das Gericht gemeint ist. Der diese Rechtsprechung 
begründende BGE 86 II 243 drehte sich allerdings um die Frage, ob sich der streitige 
Grundbucheintrag erkennbar auf einen dem früheren kantonalen Sachenrecht entnom-
menen Dienstbarkeitstypus bezog, womit für die Auslegung auf das alte Dienstbarkeits-
recht hätte zurückgegriff en werden müssen; das Bundesgericht verneinte dies und hielt 
fest, Gegenstand der Auslegung sei «der Text eines neurechtlichen Registers öff entli-
chen Glaubens», der «nach heutigem (…) Sprachgebrauch auszulegen» sei.38 In Anbe-
tracht der spezifi schen Fragestellung lässt sich aus den Ausführungen in diesem Ent-
scheid nach der hier vertretenen Ansicht nicht ableiten, dass für die Auslegung eines 
Grundbucheintrags, der auf einem nach Inkraft treten des ZGB entstandenen Rechts-
grund beruht, jeweils der im Moment der gerichtlichen Beurteilung geltende Sprach-
gebrauch zu berücksichtigen ist.39 Vielmehr muss der im Zeitpunkt der Errichtung der 

34  Als Beispiel lässt sich das Stichwort «Benützungsrecht Autoabstellplatz in der Tiefgarage» nennen. 
Nach allgemeinem Sprachgebrauch ist dieses so zu verstehen, dass ein Benützungsrecht an einer 
rechteckigen Fläche von etwa 5 m x 2,5 m besteht, auf der ein Auto abgestellt werden darf; Urteil 
des BGer 5A_657/2014 vom 27. April 2015 E. 5.2.

35  Vgl. BGE 86 II 243 E. 5 («örtlicher Sprachgebrauch»); Eschmann (zit. in Fn. 31), S. 30; Naegeli 
(zit. in Fn. 25), S. 82.

36  Eschmann (zit. in Fn. 31), S. 30.
37  BGE 86 II 243 E. 5; Urteile des BGer 5A_93/2023 vom 20. September 2023 E. 4.1.2; 5A_259/2019 

vom 29. Juli 2020 E. 5.3.1.
38  BGE 86 II 243 E. 5.
39  So aber wohl Urteile des BGer 5A_93/2023 vom 20. September 2023 E. 4.1.2; 5A_259/2019 vom 

29. Juli 2020 E. 5.3.1. Weniger klar BGE 137 III 444 E. 3.2: «Nach dem zur Zeit der Begründung 
bestehenden und dem heutigen allgemeinen Sprachgebrauch…». Unklar ausserdem BGE 86 II 243 
E. 6b: «Die Kläger durft en beim Erwerb des Grundstücks den Ausdruck ‹Kolonialwarengeschäft › so 
verstehen, wie er im Gebrauche steht.» (Hervorhebungen hinzugefügt.)
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Dienstbarkeit40 geltende Sprachgebrauch herangezogen werden, weil es für die Ausle-
gung des Eintrags – und damit für die Festlegung von Inhalt und Umfang für den Fall 
eines gutgläubigen Erwerbs, sofern sich der Eintrag als deutlich erweist – nicht darauf 
ankommen kann, wann das Gericht darüber entscheidet.41 Dafür spricht auch, dass sonst 
ein (moderner) Sprachgebrauch zum Zug kommen könnte, der im jeweiligen Zeitpunkt 
des Erwerbs des belasteten bzw. des berechtigten Grundstücks objektiv nicht erkenn-
bar war.42 Der Sprachgebrauch im Moment der Errichtung der Dienstbarkeit ändert sich 
demgegenüber nicht; er ist ausserdem objektiv feststellbar.43

3. Handelt es sich beim Eintrag nicht bloss um ein einzelnes Stichwort, sind die Wörter 
aus ihrem Zusammenhang heraus auszulegen. Zu berücksichtigen sind insbesondere die 
sprachlichen Verknüpfungsmittel («und», «oder») und die Satzzeichen.44

2. Systematik
1. Unter dem Gesichtspunkt der Systematik ist zunächst zu berücksichtigen, dass der 
Eintrag in der Rubrik «Dienstbarkeiten und Grundlasten» des Hauptbuchblatts eines 
bestimmten Grundstücks steht und das Datum angibt, an dem die Dienstbarkeit errich-
tet worden ist:45

– Bereits die Einordnung unter die Dienstbarkeiten gibt einen Hinweis auf den Inhalt 
des Rechts, kann es bei Servituten doch gemäss Art. 730 Abs. 1 ZGB immer nur um 
ein Dulden oder um ein Unterlassen gehen.

– Dass der Eintrag im Grundbuch eines bestimmten Orts steht, mag mit Bezug auf 
einen besonderen Sprachgebrauch eine Rolle spielen.46

– Das Errichtungsdatum ist nicht nur für den massgeblichen Sprachgebrauch,47 son-
dern auch hinsichtlich des Zwecks der Dienstbarkeit von Bedeutung.48

2. Umschreibt der Eintrag mehrere Rechte, lassen sich aus deren Verhältnis zueinan-
der allenfalls Schlüsse für den Inhalt der einzelnen Rechte ziehen.49 Ein Beispiel dafür 

40  Zur Rechtslage bei einer Anerkenntnis im Rahmen eines kantonalen Bereinigungsverfahrens vgl. 
Eschmann (zit. in Fn. 31), S. 32 mit Hinweisen.

41  Kritisch auch Eschmann (zit. in Fn. 31), S. 31 f. Für die Berücksichtigung des Sprachgebrauchs zur 
Zeit der Errichtung der Dienstbarkeit ausserdem Naegeli (zit. in Fn. 25), S. 82.

42  Immerhin ist bei den verwendeten Stichworten in der Regel nicht von einer grundlegenden Ände-
rung des Sprachgebrauchs auszugehen; Eschmann (zit. in Fn. 31), S. 32.

43  Vgl. dazu auch Eschmann (zit. in Fn. 31), S. 31.
44  Vgl. (für die Auslegung des Wortlauts einer Gesetzesbestimmung) etwa Hürlimann-Kaup/ Schmid 

(zit. in Fn. 3), Rz. 134, sowie (für die Auslegung von Willenserklärungen) Paul-Henri Steinauer, 
Le Titre préliminaire du Code civil, TDP II/1, Basel 2009, Rz. 527.

45  Naegeli (zit. in Fn. 25), S. 41, 81 und 139; Eschmann (zit. in Fn. 31), S. 29.
46  Vgl. oben III.B.1.
47  Vgl. oben III.B.1.
48  Vgl. unten III.B.3.
49  Eschmann (zit. in Fn. 31), S. 33.
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gibt BGE 88 II 145: Auf dem belasteten Grundstück durft e gemäss Grundbucheintrag «ni 
usine, ni industrie bruyante, insalubre, nauséabonde, ni café, brasserie, ni porcherie, ni cli-
nique» (keine Fabrik, keine laute, gesundheitsgefährdende, übelriechende Industrie, kein 
Café, keine Brauerei, kein Schweinestall, keine Klinik) betrieben werden. Umstritten war 
einerseits, was unter den Begriff  «industrie» fällt, und andererseits, ob die damit verbun-
denen Adjektive «bruyante, insalubre, nauséabonde» kumulativ oder alternativ zu ver-
stehen sind. Aus dem Umstand, dass sämtliche verbotene Tätigkeiten geeignet sind, die 
Nachbarn zu belästigen, schloss das Bundesgericht auf eine weite Auslegung des Begriff s 
«industrie». Weiter leitete es aus dem Verbot von alltäglichen Betrieben wie Fabriken 
oder Cafés ab, dass mit Bezug auf Industrien nicht lediglich solche untersagt werden soll-
ten, die (ausnahmsweise) gleichzeitig als laut, gesundheitsgefährdend und übelriechend 
zu qualifi zieren sind; die Aufzählung ist mit anderen Worten alternativ zu verstehen.50

3. Zweck der Dienstbarkeit
1. Nach bundesgerichtlicher Rechtsprechung ist (neben dem Wortlaut) auch der Zweck 
der Dienstbarkeit von «entscheidender Bedeutung»; massgebend ist derjenige zum Zeit-
punkt der Errichtung der Servitut.51

2. Nur der Zweck, der für Dritte objektiv erkennbar ist, darf Berücksichtigung fi nden.52 
Er kann im Grundbucheintrag explizit erwähnt sein, zum Beispiel «Das Fahrrecht darf für 
die Bewirtschaft ung des hinterliegenden Landes sowie für die notwendigen Zufuhren zum 
Wohnhaus auf Parzelle Nr. 619 benützt werden, insbesondere für Holz, Mist, usw.»53 oder 
«Beschränktes Durchfahrtsrecht (Einheimsen des Heues der Wiese auf Nr. xxx und Vieh 
und Dünger des Viehstalles zu Nr. xxx)»54. Unter Umständen ergibt sich der Zweck aber 
auch nur implizit (aber dennoch deutlich) aus dem Eintrag. So lässt sich aus dem bereits 
erwähnten Verbot, auf dem belasteten Grundstück eine Fabrik, eine laute, gesundheitsge-
fährdende, übelriechende Industrie, ein Café, eine Brauerei, einen Schweinestall oder eine 
Klinik zu betreiben, ohne Weiteres auf den Zweck schliessen, dass die bisherige Lebensqua-
lität auf dem berechtigten Grundstück (insbesondere Ruhe, frische Luft ) beibehalten wer-
den soll.55

3. Ergibt sich der Zweck nicht klar aus dem Eintrag, etwa weil sich überhaupt kein 
Zweck eruieren lässt oder aber verschiedene Zwecke in Betracht kommen, kann das (je 

50  BGE 88 II 145 E. 2.
51  Vgl. etwa Urteile des BGer 5A_93/2023 vom 20.  September 2023 E.  4.1.2; 5A_451/2022 vom 

28. Dezember 2022 E. 4.3.1, jeweils unter Hinweis auf Liver (zit. in Fn. 7), N 15 und 39 zu Art. 738 
ZGB.

52  Weniger klar die Formulierung in Urteil des BGer 5A_617/2009 vom 26. Januar 2010 E. 3.2: «… der 
erkennbare oder vernünft igerweise beizulegende Zweck…» (Hervorhebung hinzugefügt).

53  Urteil des BGer 5D_53/2011 vom 21. Juli 2011 E. 4.1.
54  Urteil des BGer 5A_93/2023 vom 20. September 2023 Sachverhalt A.c und E. 5.4.2.
55  BGE 88 II 145 E. 2.
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nach Streitfrage) dazu führen, dass der Grundbucheintrag nicht deutlich ist.56 In diesem 
Fall ist gestützt auf Art. 738 Abs. 2 ZGB in einem nächsten Schritt der Beleg zu konsul-
tieren. Auf keinen Fall darf aber zur Feststellung des Zwecks auf den Beleg zurückgegrif-
fen werden, um dann zu Art. 738 Abs. 1 ZGB zurückzukehren und festzustellen, ob der 
Grundbucheintrag (in Anbetracht des über den Beleg ermittelten Zwecks) eindeutig ist.57 
Das wäre ein Verstoss gegen die in Art. 738 ZGB vorgesehene Stufenordnung.58

4. Heikel ist die Frage, ob ein sich deutlich aus dem Grundbucheintrag ergebender Zweck 
zu einer Ausdehnung des explizit genannten Inhalts der Dienstbarkeit führen kann. Das ist 
nach der hier vertretenen Ansicht nur für die «adminicula servitutis» zu bejahen, also für 
diejenigen Befugnisse, die zur Ausübung der Dienstbarkeit erforderlich sind. So umfasst 
etwa ein Quellenrecht die Befugnis, das Wasser der Quelle zu fassen und abzuleiten, sowie 
die Befugnis, das belastete Grundstück dafür zu begehen und zu befahren. Die Errichtung 
separater Bau- und Wegrechte ist mit anderen Worten nicht erforderlich;59 der Erwerber des 
belasteten Grundstücks, der das Begehen seines Grundstücks zum Zweck des Unterhalts 
der Quellfassung unterbinden will, kann aus dem Umstand, dass das Stichwort lediglich 
«Quellenrecht» lautet, nichts zu seinen Gunsten ableiten. Weiter umfasst das Recht «zum 
Anbringen einer Zugangstüre zum Saalbau auf die v. Werdt-Passage» am bis an die Grenze 
anstossenden Saalbau nach bundesgerichtlicher Rechtsprechung auch ein entsprechendes 
Zu- und Weggangsrecht über das belastete Grundstück («v. Werdt-Passage»), wenn die Tür 
zum Saalbau sonst nicht verwendet werden kann.60 Da die «adminicula servitutis» nicht 
selbständig neben der Dienstbarkeit stehen oder im Vergleich zu dieser gar zur Hauptsache 
werden dürfen, kann ein «Baurecht für Zugscheibenanlage» hingegen kein Überschiess-
recht enthalten, auch wenn die zur erstellten Anlage gehörenden Scheiben ohne ein solches 
Überschiessrecht nicht beschossen werden können.61

5. Aufgrund des technischen Fortschritts haben gewisse ältere Grundbucheinträge 
einen Wortlaut, der den heutigen Gegebenheiten nicht mehr entspricht. Das gilt nament-
lich für Wegrechte, die zu einer Zeit begründet worden sind, als Motorfahrzeuge noch 
nicht existierten. Aus der kantonalen Rechtsprechung lassen sich das Recht, das belastete 
Grundstück «jederzeit zu Fuss und mit Fuhrwerken zu passieren»62 oder ein «Fahrweg-
recht … für Ein- und Zweispänner»63 nennen. Der Zweck eines Fahrwegrechts liegt für 

56  Vgl. auch Eschmann (zit. in Fn. 31), S. 36.
57  Vgl. auch Eschmann (zit. in Fn. 31), S. 35.
58  So aber Urteil des BGer 5A_93/2023 vom 20. September 2023 E. 5.4 und 5.5.
59  Liver (zit. in Fn. 7), N 10 zu Art. 737 ZGB und N 74 zu Art. 738 ZGB.
60  BGE 88 II 252 E. 6b.
61  Urteil des BGer 5C.270/2000 vom 12. April 2001 E. 2c; bestätigt in Urteil des BGer 5A_377/2017 vom 

27. Februar 2018 E. 2.3.1. A.M. Eschmann (zit. in Fn. 31), S. 35 f., für den das Überschiessrecht not-
wendiges Mittel zum Zweck ist und deshalb – trotz der daraus im Vergleich zum Baurecht grösseren 
Beeinträchtigung des Eigentümers des belasteten Grundstücks – keine selbständige Bedeutung hat.

62  ZBGR 39/1958 S. 153 (Kantonsgericht Schwyz).
63  SJZ 23/170 S. 170 (Obergericht Zürich).
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jedermann ersichtlich darin, das Befahren des belasteten Grundstücks zu gestatten. Auch 
wenn in derartigen Fällen der Wortlaut als solcher mit Bezug auf das zulässige Verkehrs-
mittel klar ist, kann in Anbetracht des ebenfalls deutlichen Zwecks und dem Umstand, 
dass Motorfahrzeuge seinerzeit noch nicht bekannt waren, nicht davon ausgegangen wer-
den, dass sich die Rechte und Pfl ichten in dieser Hinsicht deutlich aus dem Grundbuch-
eintrag ergeben.64 Ob sich die Dienstbarkeit tatsächlich auf Pferdefahrzeuge beschränkt, 
muss gestützt auf die weiteren Erkenntnismittel (Art. 738 Abs. 2 ZGB) festgestellt werden.

4. «Ungewöhnlichkeitsregel»
1. Die Beurteilung der Frage, ob der Grundbucheintrag klar ist, setzt einen Entscheid 
darüber voraus, ob ein Dritter den Grundbucheintrag hinsichtlich der Streitfrage als 
abschliessend verstehen bzw. ob er mit Präzisierungen (insbesondere im Dienstbarkeits-
vertrag) rechnen muss. Allgemeiner gefragt: Welche Regelungen zur konkreten Ausge-
staltung der Dienstbarkeit müssen notwendigerweise im Stichwort Erwähnung fi nden, 
weil sie nicht «im Rahmen des Eintrags» durch die in Art. 738 Abs. 2 ZGB vorgesehenen 
Erkenntnismittel ergänzt werden können?65 Hier kommt es darauf an, welche Regelun-
gen in dem Sinn ungewöhnlich sind, dass ein Dritter vernünft igerweise nicht mit ihnen 
rechnen muss, wenn sie nicht im Stichwort erscheinen.66 Grundlage dafür ist der Grund-
satz von Treu und Glauben, der nach dem Gesagten67 die Auslegung bestimmt.

2. Insbesondere folgende Ausgestaltungen der Dienstbarkeit sind als ungewöhnlich 
anzusehen:

– Die Dienstbarkeit hat die Form einer Legalservitut.68

– Die Dienstbarkeit ist zeitlich beschränkt.69

– Die Dienstbarkeit ist funktionell mit einer anderen Dienstbarkeit verknüpft .70

64  Vgl. auch Eschmann (zit. in Fn. 31), S. 36, der es ablehnt, unabhängig von der Berücksichtigung 
des erkennbaren Zwecks ausnahmslos und undiff erenziert am Wortlaut festzuhalten.

65  Vgl. auch BGE 124 III 293 E. 2b, wonach «nicht auf den Beleg zurückgegriff en werden, um den 
Inhalt einer Dienstbarkeit nachzuschieben, für welchen die Eintragung im Grundbuch keinerlei 
Hinweise gibt» (hier allerdings mit Bezug auf die essentiellen Bestandteile des dinglichen Rechts).

66  Diese Situation weist eine gewisse Ähnlichkeit mit der Globalübernahme von AGB auf; vgl. dazu 
Koller/Wolfer (zit. in Fn. 16), S. 39.

67  Oben III.A. in fi ne.
68  Ebenso die bundesgerichtliche Rechtsprechung; vgl. Urteil des BGer 5A_924/2016 vom 28. Juli 2017 

E. 5.2 mit Hinweisen auf weitere Entscheide. Ob eine gewöhnliche Dienstbarkeit oder eine Legalser-
vitut vorliegt, spielt namentlich beim Wegfall der Notsituation eine Rolle; vgl. dazu Schmid/Hür-
limann-Kaup (zit. in Fn. 5), Rz. 1226.

69  Vgl. zur Begründung Hürlimann-Kaup, Die Rechtsprechung des Bundesgerichts zum Sachen-
recht im Jahr 2022 …, ZBJV 159/2023 S. 702 ff ., 716 f. Vgl. ausserdem BGE 123 III 461 E. 2b (zum 
Wohnrecht) sowie das Stichwortverzeichnis des Kantons Luzern (zit. in Fn. 24), S. 5 (lit. d): «Die 
vereinbarte Enddauer der Dienstbarkeit wird im Grundbuch eingetragen».

70  Anders hingegen das Bundesgericht in Urteil des BGer 5A_28/2021 vom 31. März 2022 E. 3.5.5. Vgl. 
die Kritik an dieser Rechtsprechung bei Hürlimann-Kaup (zit. in Fn. 69), S. 717 ff .
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5. Bedeutung der natürlichen Publizität
1. Ein Teil der Lehre zieht für die Auslegung des Stichworts ausserdem die natürliche 
Publizität heran.71 Dem kann nicht gefolgt werden. Nach dem Gesagten72 ist der Grund-
bucheintrag aus sich selbst heraus auszulegen. Nur so kann er seine Rolle im Rahmen der 
Publizitätsfunktion des Grundbuchs erfüllen.73 Externe Elemente dürfen daher für die 
Auslegung keine Rolle spielen.

2. Die natürliche Publizität kann im Zusammenhang mit der Feststellung von Inhalt 
und Umfang einer Dienstbarkeit nur (aber immerhin) in folgender Hinsicht von Bedeu-
tung sein:

– Ergeben sich die Rechte und Pfl ichten im konkreten Fall nicht deutlich aus dem 
Grundbucheintrag, lässt sich die natürliche Publizität unter Umständen heranziehen, 
um den Dienstbarkeitsvertrag auszulegen. Dreht sich der Streit zum Beispiel um die 
Breite eines Wegrechts, zu welcher der Grundbucheintrag nichts sagt, und befi ndet 
sich auf dem belasteten Grundstück eine Strasse mit einer Breite von sechs Metern, 
darf – wie dargelegt – nicht auf der Stufe des Grundbucheintrags (Art. 738 Abs. 1 
ZGB) auf eine Breite des Wegrechts von sechs Metern geschlossen werden. Vielmehr 
ist der Rechtsgrund zu konsultieren, der allenfalls eine andere (namentlich: geringere) 
Breite vorsieht. Spricht sich der Dienstbarkeitsvertrag nicht explizit über die Breite 
aus, muss er in dieser Hinsicht ausgelegt werden. Die Auslegung erfolgt unter dem 
Gesichtspunkt, wie eine am Vertragsschluss nicht beteiligte Person im Moment des 
Erwerbs des betroff enen Grundstücks den Vertrag in guten Treuen verstehen konnte 
und musste.74 Hierfür ist nach bundesgerichtlicher Rechtsprechung auch die Ausge-
staltung einer Dienstbarkeitsanlage (in casu: der Strasse) zu berücksichtigen, sofern 
sie zum Zeitpunkt des Erwerbs des Grundstücks für jedermann ersichtlich bestand.75 
Im konkreten Fall kann das Gericht also gestützt auf die natürliche Publizität durch-
aus zum Ergebnis kommen, dass das Wegrecht eine Breite von sechs Metern aufweist. 
Die Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten erfolgt aber nicht auf der Stufe 
der Auslegung des Grundbucheintrags, sondern auf derjenigen der Auslegung des 
Dienstbarkeitsvertrags. Nur so kann der in Art.  738 ZGB vorgesehenen Stufenord-
nung Rechnung getragen werden.

– Gibt der Grundbucheintrag die Rechte und Pfl ichten klar wieder, wecken aber die ört-
lichen Verhältnisse für jedermann ersichtlich Zweifel an seiner Richtigkeit, verhin-
dert die natürliche Publizität grundsätzlich, dass sich der Erwerber, der sich auf den 

71  Vgl. etwa Eschmann (zit. in Fn. 31), S. 39 ff . mit Hinweisen.
72  Vgl. oben III.B.
73  Zur zentralen Bedeutung des Grundbucheintrags vgl. auch Eschmann (zit. in Fn. 31), S. 11 und 21.
74  Bettina Hürlimann-Kaup, Die sachenrechtliche Rechtsprechung des Bundesgerichts im Jahr 

2011 …, ZBJV 149/2013 S. 331 ff ., 359; vgl. auch oben Fn. 32.
75  Vgl. BGE 137 III 145 E. 4 und dazu die Besprechung von Hürlimann-Kaup (zit. in Fn. 74), S. 359 f.
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Grundbucheintrag verlassen hat, auf seinen guten Glauben berufen darf.76 Das ist 
etwa der Fall, wenn im Grundbuch das Stichwort «Fuss- und Fahrwegrecht» einge-
tragen ist, die Parteien sich darüber streiten, ob neben dem unbestrittenen Fussweg-
recht tatsächlich ein Fahrwegrecht besteht und über das belastete Grundstück (bereits 
im Zeitpunkt des Erwerbs des berechtigten Grundstücks) nur ein schmaler Fussweg 
führt.77 Hier hätte sich der Erwerber nicht mit dem Grundbucheintrag begnügen 
dürfen, sondern Einsicht in den Beleg nehmen müssen.

IV. Fazit
1. Zusammenfassend lässt sich hinsichtlich der Vorgehensweise bei der Auslegung des 
Grundbucheintrags Folgendes festhalten:

– Es ist zu unterscheiden zwischen der Auslegung des Grundbucheintrags und der 
Frage nach dem guten Glauben des Erwerbers des belasteten oder berechtigten 
Grundstücks. Die Auslegung erfolgt nach dem Grundsatz von Treu und Glauben aus 
der Perspektive eines abstrakten (vernünft igen und redlichen) Dritten. Nur wenn sie 
ergibt, dass der Eintrag mit Bezug auf die streitige Frage deutlich ist, und eine Diskre-
panz zur tatsächlichen Rechtslage besteht, muss geprüft  werden, ob der Erwerber des 
betroff enen Grundstücks im Zeitpunkt des Erwerbs gutgläubig war und sich auch auf 
seinen guten Glauben berufen darf.

– Der Grundbucheintrag ist aus sich selbst heraus auszulegen; externe Elemente (wie 
die örtlichen Gegebenheiten) dürfen nicht herangezogen werden. Massgebende 
Auslegungselemente sind der Wortlaut (Sprachgebrauch) und der Zweck zur Zeit 
der Errichtung der Dienstbarkeit sowie die Systematik innerhalb des Grundbuchs. 
Ergänzt werden sie durch die «Ungewöhnlichkeitsregel», wonach Regelungen hin-
sichtlich des Inhalts oder Umfangs der Dienstbarkeit, mit denen ein Dritter vernünf-
tigerweise nicht zu rechnen hat, im Stichwort enthalten sein müssen, um bei der Aus-
legung berücksichtigt zu werden.

2. Bei der Auslegung geht es darum festzustellen, ob sich die Rechte und Pfl ichten mit 
Bezug auf die Streitfrage deutlich aus dem Eintrag ergeben. Ist das zu bejahen, gibt der 
Eintrag in dieser Hinsicht den Rahmen vor, innerhalb dessen die weiteren Auslegungs-
elemente herangezogen werden dürfen. Zu welchem Resultat das Gericht im konkre-
ten Fall bei der Auslegung gelangen wird, kann nicht immer zuverlässig eingeschätzt 
werden. Das liegt insbesondere daran, dass sich nicht selten verschiedene Auslegungen 
plausibel begründen lassen.78 Nach der hier vertretenen Ansicht muss bei der Ausle-
gung die Bedeutung des Stichworts für den Schutz des Vertrauens in das Grundbuch 

76  Vgl. dazu bereits oben II.
77  Ähnliches Beispiel bei Eschmann (zit. in Fn. 31), S. 43.
78  Vgl. auch Eschmann (zit. in Fn. 31), S. 37 f.
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und damit für die Rechtssicherheit berücksichtigt werden. Es ist deshalb eine gewisse 
Zurückhaltung angebracht bei der Annahme, das Stichwort sei nicht klar; das gilt ins-
besondere, wenn es um die Auslegung des Wortlauts geht.79 Immerhin sind gemäss 
Bundesgericht eindeutige Einträge «in der Praxis nicht derart selten, wie gemeinhin 
angenommen wird»80.

79  Vgl. aber zum Beispiel das Urteil des BGer 5A_617/2009 vom 26. Januar 2010, in dem das Bundes-
gericht – entgegen der Vorinstanz – zum Schluss kam, das Stichwort «Baubeschränkung» sei inso-
fern nicht klar, als sich daraus auch Einschränkungen in der Nutzungsart oder -intensität ergeben 
könnten. Vgl. zu diesem Entscheid bereits oben Fn. 30.

80  Urteil des BGer 5A_377/2017 E. 2.3.1 mit verschiedenen Beispielen aus der Rechtsprechung.




